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3. Instanz

Datum -

Der Tenor des Urteils des Sozialgerichts Bremen vom 4. April 2022 wird klarstellend
wie folgt neu gefasst:

Unter teilweiser Aufhebung des Bescheides der Beklagten vom 6. Mai 2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. September 2017 wird festgestellt,
dass die Rentenzahlungen der KlÃ¤gerin aus der VBLextra-Versicherung nicht
beitragspflichtig zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung sind.

Die Berufung der Beklagten wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagten haben der KlÃ¤gerin ihre notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die Entrichtung von BeitrÃ¤gen zur Kranken- und
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Pflegeversicherung auf monatliche Zahlungen aus der Versicherung
â��VBLextraâ�� streitig.

Die am H. 1950 geborene KlÃ¤gerin ist seit dem 1. Januar 2016 als Rentnerin bei
der Beklagten zu 1.) gesetzlich kranken- und bei der Beklagten zu 2.)
pflegeversichert. Zuvor war sie bei dem Zentralkrankenhaus I. beschÃ¤ftigt und im
Zuge dessen pflichtversichert bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der
LÃ¤nder (VBL). Am 18. Dezember 2002 schloss die KlÃ¤gerin als
Versicherungsnehmerin mit der VBL eine freiwillige Versicherung in der
Tarifvariante Alters- und Hinterbliebenenrente (VBLextra) ab. Die BeitrÃ¤ge
entrichtete sie aus ihrem individuell versteuerten Einkommen unter
Inanspruchnahme der staatlichen FÃ¶rderung nach Â§ 10a Abschnitt XI
Einkommenssteuergesetz (EStG) (â��Riester-Renteâ��). FÃ¼r die Dauer ihres
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ermÃ¤chtigte sie ihren Arbeitgeber, die BeitrÃ¤ge
aus ihrem Arbeitsentgelt abzufÃ¼hren. 

Neben ihrer gesetzlichen Rente erhÃ¤lt die KlÃ¤gerin seit dem 1. Januar 2016 eine
Betriebsrente von der VBL. Diese besteht aus zwei Teilen, der â��VBLklassikâ�� und
der â��VBLextraâ��. 

Mit am 4. Mai 2016 eingegangenen Schreiben wandte die KlÃ¤gerin sich an die
Beklagten. Nach PrÃ¼fung ihres Rentenbescheides habe sie festgestellt, dass die
VBL auch von der VBLextra BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung
abgefÃ¼hrt habe. Hiermit sei sie nicht einverstanden. Bei der VBLextra handele es
sich um eine freiwillige Versicherung. Da diese ausschlieÃ�lich privat finanziert
gewesen sei, seien hieraus keine BeitrÃ¤ge abzufÃ¼hren. Anders als bei der
VBLklassik sei sie bei der VBLextra alleinige Versicherungsnehmerin. Ihr Arbeitgeber
sei hieran nicht beteiligt gewesen. Sie bitte daher um eine Ã�berprÃ¼fung ihrer
BeitrÃ¤ge nach Â§ 44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X). 

Mit Bescheid vom 6. Mai 2016 teilte die Beklagte zu 1.) der KlÃ¤gerin â�� auch im
Namen der Beklagten zu 2.) mit, sie erhalte seit dem 1. Januar 2016 einen
Versorgungsbezug von der VBL. Dieser sei beitragspflichtig und direkt von der VBL
einzubehalten. Den hiergegen eingelegten Widerspruch vom 12. Mai 2016 wiesen
die Beklagten mit Widerspruchsbescheid vom 26. September 2017 zurÃ¼ck. Bei
versicherungspflichtigen Rentnern wÃ¼rden der Beitragsbemessung der Zahlbetrag
der Rente der gesetzlichen Rentenversicherung, der Zahlbetrag der
VersorgungsbezÃ¼ge und das Arbeitseinkommen zugrunde gelegt (Â§ 237
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â�� SGB V). Zu den VersorgungsbezÃ¼gen
zÃ¤hlten auch Renten der betrieblichen Altersversorgung, soweit sie wegen einer
EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit oder zur Alters- und
Hinterbliebenenversorgung erzielt wÃ¼rden (Â§ 229 Abs 1 Satz 1 Nr 5 SGB V). Dies
seien nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) alle
Renten, die entweder von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung oder
aus einer vom Arbeitgeber fÃ¼r die Arbeitnehmer abgeschlossenen
Direktversicherung iSd Â§ 1 Abs 2 Satz 1 des Gesetzes zur Verbesserung der
betrieblichen Altersvorsorge (BetrAVG) gezahlt wÃ¼rden, wenn sie im
Zusammenhang mit einer frÃ¼heren beruflichen TÃ¤tigkeit stÃ¼nden. Die VBL sei
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als Zusatzversorgung des Ã¶ffentlichen Dienstes betriebsrentenrechtlich dem
DurchfÃ¼hrungsweg der Pensionskasse zuzuordnen. Bei einer Riester-FÃ¶rderung
im Rahmen des DurchfÃ¼hrungsweges einer Pensionskasse sei die daraus
gewÃ¤hrte Versorgungsleistung daher als beitragspflichtige Einnahme anzusehen.
Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 28. September
2010 (1 BvR 1660/08) zu den kapitalisierten, gemischt dotierten
Direktversicherungen/Lebensversicherungen seien auf Pensionskassen nicht
anwendbar. Das gelte auch dann, wenn der Versicherte Versicherungsnehmer
gewesen sei und die BeitrÃ¤ge teilweise alleine getragen habe. Denn
Pensionskassen seien im Gegensatz zu Kapital- bzw Lebensversicherungen von
vornherein auf den Zweck der DurchfÃ¼hrung der betrieblichen Altersversorgung
beschrÃ¤nkt. Der Versorgungsbezug â��VBLextraâ�� sei daher neben der
â��VBLklassikâ�� ebenfalls beitragspflichtig.

Am 25. Oktober 2017 hat die KlÃ¤gerin Klage bei dem Sozialgericht (SG) Bremen
erhoben. Dass die Entscheidung des BVerfG vom 28. September 2010 nicht auf
Pensionskassen Ã¼bertragen werden kÃ¶nnte, sei nicht Ã¼berzeugend. Die
Entscheidung stelle bei der Frage nach der Versicherungspflicht wesentlich darauf
ab, ob der Arbeitnehmer die VersicherungsbeitrÃ¤ge selbst entrichtet habe. Wenn
sich die Versicherung nicht von einer normalen privaten Lebensversicherung
unterscheide, liege ein VerstoÃ� gegen den Gleichheitsgrundsatz vor, wenn diese
Versicherung nicht auch wie eine private Lebensversicherung behandelt werde. Die
VBL bezeichne zwar beide Versorgungsteile als â��Betriebsrentenâ��, die VBLextra
sei aber einer Riesterrente entsprechend gestaltet worden. Eine Beteiligung des
Arbeitgebers sei von vornherein nicht vorgesehen. 

Die KlÃ¤gerin hat weitere Unterlagen der VBL, ihren Antrag auf Abschluss der
VBLextra sowie ein allgemeines Informationsblatt vorgelegt. 

Mit Urteil vom 4. April 2022 hat das SG den streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid
aufgehoben, soweit BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung auf die
VBLextra-Rente erhoben wÃ¼rden. FÃ¼r die Zeit ab dem 1. Januar 2018 folge dies
aufgrund der stattgehabten GesetzesÃ¤nderung unmittelbar aus Â§ 229 Abs 1 Satz
1 Nr 5 SGB V. Denn seither seien sog â��Riester-Rentenâ�� von der Beitragspflicht
ausgenommen. Die Rente aus der VBLextra sei aber auch unabhÃ¤ngig von der
Anpassung des Â§ 229 Abs 1 Satz 1 Nr 5 SGB V nicht beitragspflichtig in der
Kranken- und Pflegeversicherung. Denn bei der Rente aus der VBLextra handele es
sich nicht um einen Versorgungsbezug im Sinne von Â§ 229 Abs 1 Satz 1 Nr 5 SGB V
. Die Kammer folge insoweit der Rechtsprechung des Landessozialgerichts (LSG)
Sachsen-Anhalt (Urteil vom 13. Juni 2019 â�� L 6 KR 109/18). Dabei habe sie
insbesondere fÃ¼r maÃ�geblich erachtet, dass es nach der Rechtsprechung des
BVerfG (BeschlÃ¼sse vom 27. Juni 2018 â�� 1 BvR 100/15 und 1 BvR 249/15)
entscheidend darauf ankomme, ob der institutionelle Rahmen des
Betriebsrentenrechts verlassen worden sei. Dabei habe das BVerfG auch dargelegt,
dass der Zweck der Einrichtung zur betrieblichen Altersvorsorge die Betreibung
privater Altersvorsorge nicht ausschlieÃ�e. Damit greife es zu kurz, lediglich auf die
auszahlende Institution abzustellen. Ein Verlassen des institutionellen Rahmens des
Betriebsrentenrechts sei anzunehmen, wenn â�� wie im Falle der KlÃ¤gerin â��
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keine relevante Beteiligung des Arbeitgebers bei Abschluss und Finanzierung des
Vorsorgevertrags feststellbar sei. Die VBLextra sei daher beitragsrechtlich einer
privaten Lebensversicherung gleichzustellen.

Gegen das Urteil haben die Beklagten am 26. April 2022 Berufung bei dem LSG
Niedersachsen-Bremen eingelegt. Sie tragen vor, das BSG habe in mehreren
Entscheidungen festgestellt, dass der Begriff der betrieblichen Altersversorgung im
Sinne des Beitragsrechts umfassender sei als der nach dem BetrAVG (Urteile vom 6.
Februar 1992 â�� 12 RK 37/91; vom 21. August 1997 â�� 12 RK 35/96 und 11.
Oktober 2001 â�� B 12 KR 4/00). Daher sei es fÃ¼r die Zuordnung der Leistungen
der betrieblichen Altersversorgung zu den VersorgungsbezÃ¼gen unerheblich, wer
die Leistungen im Ergebnis finanziert habe. Das gelte auch fÃ¼r eine HÃ¶her- oder
Weiterversicherung in einer Pensionskasse. Bei der VBLextra handele es sich um ein
Versicherungsprodukt der VBL, welche die betriebliche Altersversorgung fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigten des Ã�ffentlichen Dienstes durchfÃ¼hre und damit um einen
klassischen VersorgungstrÃ¤ger der Zusatzversorgung des Ã�ffentlichen Dienstes
iSd Â§ 229 Abs 1 Satz 1 Nr 5 SGB V. Die von der VBL gezahlten Renten seien
betriebliche Altersversorgung iSd Â§ 1 Abs 2 Nr 4 BetrAVG. MaÃ�geblich sei allein
eine typisierende Betrachtung des Zusammenhangs zwischen ZugehÃ¶rigkeit zu
diesem Versorgungssystem und einer ErwerbstÃ¤tigkeit. Diese â��institutionelle
Abgrenzungâ�� orientiere sich allein daran, ob die Rente von einer Einrichtung der
betrieblichen Altersversorgung gezahlt werde. Eine Teilnahme an der VBLextra sei
nur Personen mÃ¶glich, die aufgrund des Tarifvertrags Ã¼ber die betriebliche
Altersversorgung fÃ¼r die BeschÃ¤ftigten des Ã�ffentlichen Dienstes Ã¼ber ihren
Arbeitgeber in der Pflichtversicherung der VBL versichert seien. Die
beitragsrechtliche Ã�nderung zum 1. Januar 2018 fÃ¼r den Riester-gefÃ¶rderten
Teil der Betriebsrente sei im Ã�brigen korrekt zu diesem Zeitpunkt vollzogen
worden. Beitrags(anpassungs)bescheide betreffend den VBL-Bezug der KlÃ¤gerin
existierten nicht.

Die Beklagten beantragen,

das Urteil des SG Bremen vom 4. April 2022 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf die UrteilsgrÃ¼nde der erstinstanzlichen Entscheidung. Das Urteil
des BVerfG vom 27. Juni 2018 habe ihre Auffassung bestÃ¤tigt. Selbst der
Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenkassen empfehle seinen Mitgliedskassen
mit Rundschreiben 2018/689 vom 14. Dezember 2018 die rÃ¼ckwirkende
BerÃ¼cksichtigung des Urteils. Es sei daher unverstÃ¤ndlich, warum die Beklagten
sich dem verweigerten.

Die Beklagten haben eine Mitteilung der VBL eingereicht, wonach von dem Riester-
gefÃ¶rderten Teil der Betriebsrente der KlÃ¤gerin seit dem 1. Januar 2018 keine
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung mehr abgezogen wurden.
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Mit SchriftsÃ¤tzen vom 22. Januar 2024 und 29. Januar 2024 haben die Beteiligten
ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung erteilt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes und wegen des
weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Prozessakte und den
Inhalt der Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die der Entscheidung
zugrunde gelegen haben.

EntscheidungsgrÃ¼nde

GemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) konnte der Senat durch Urteil
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, da die Beteiligten hierzu ihr
EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt haben.

Die Berufung ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 ff SGG form- und fristgemÃ¤Ã� eingelegt
worden und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Sie ist aber unbegrÃ¼ndet. 

Die KlÃ¤gerin hat ihr Begehren, die Beitragsfreiheit der ihr ausgezahlten VBLextra-
Rente festzustellen, zulÃ¤ssig mit der Anfechtungs- und Feststellungsklage (Â§ 54
Abs 1 S 1 Alt 1, Â§ 55 Abs 1 Nr 1, Abs 2 SGG) geltend gemacht. Sie hat sich vor
Klageerhebung zwecks DurchfÃ¼hrung eines Verwaltungs- und
Widerspruchsverfahrens an die Beklagten gewandt (siehe zu diesem Erfordernis
BSG, Urteil vom 20. Juli 2017Â â�� B 12 KR 14/15 RÂ â��, BSGE 124, 26-37, SozR
4-1100 Art 3 Nr 84, SozR 4-2600 Â§Â 157 Nr 4, Rn 29; Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Schmidt, SGG â�� Kommentar, 14. Aufl 2023, Â§ 55 Rn 3b). Da die
Beklagten keine Beitragsbescheide erlassen haben, gegen die sich die KlÃ¤gerin
wehren kÃ¶nnte, sondern lediglich ein Beitragsabzug durch die VBL direkt an die
Beklagte zu 1.) erfolgt ist, war die Feststellungsklage auch nicht gegenÃ¼ber einer
mÃ¶glichen Gestaltungsklage subsidiÃ¤r (hierzu Keller aaO, Rn 19, 19a). 

Die Klage ist auch begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG eine Beitragspflichtigkeit der
VBLextra-Rente der KlÃ¤gerin verneint.

Einzig in Betracht kommende Rechtsgrundlage sind die Â§Â§ 223, 226 Abs 1 Satz 1
Nr 3, 229 Abs 1 Satz 1 und 3 und Â§ 250 Abs 1 Nr 1 SGB V bzw Â§ 57 Abs 1 Satz 1
Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI), der wiederum die Â§Â§ 226 Abs 1, 2 Satz 1
und 3 und 229 SGB V fÃ¼r anwendbar erklÃ¤rt. Hiernach sind fÃ¼r jeden
Kalendertag der Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung BeitrÃ¤ge
zu zahlen (Â§ 223 Abs 1 SGB V). Die BeitrÃ¤ge werden nach den beitragspflichtigen
Einnahmen der Mitglieder bemessen (Â§ 223 Abs 2 SGB V). Bei
versicherungspflichtigen Rentnern werden der Beitragsbemessung unter anderem
der Zahlbetrag der der Rente vergleichbaren Einnahmen zugrunde gelegt (Â§ 237
Nr 2 SGB V). Als der Rente vergleichbare Einnahmen (VersorgungsbezÃ¼ge) gelten,
soweit sie wegen einer EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit oder zur Alters- oder
Hinterbliebenenversorgung erzielt werden, unter anderem Renten der betrieblichen
Altersversorgung einschlieÃ�lich der Zusatzversorgung im Ã¶ffentlichen Dienst und
der hÃ¼ttenknappschaftlichen Zusatzversorgung (Â§ 237 Satz 4 iVm Â§Â§ 226 Abs
1 Satz 1 Nr 3 und 229 Abs 1 Satz 1 Nr 5 SGB V in der bis zum 31. Dezember 2017
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geltenden Fassung). 

Es handelt sich bei der VBLextra-Rente der KlÃ¤gerin nicht um einen
Versorgungsbezug in diesem Sinne. Die Legaldefinition der betrieblichen
Altersversorgung in Â§Â 1 AbsÂ 1 SatzÂ 1 BetrAVG als Leistungen der Alters-,
InvaliditÃ¤ts- und Hinterbliebenenversorgung, die dem Arbeitnehmer vom
Arbeitgeber aus Anlass des ArbeitsverhÃ¤ltnisses zugesagt werden, ist fÃ¼r die
Auslegung des Â§Â 229 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 5 SGBÂ V nicht bindend. Denn
Beitragsrecht und Betriebsrentenrecht verfolgen unterschiedliche Ziele (Klaus
Peters in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl, Â§Â 229 SGB V [Stand: 5.
Oktober 2023], Rn 58). Alle aus frÃ¼herer BerufstÃ¤tigkeit herrÃ¼hrenden
Versorgungseinnahmen sollen gleichbehandelt werden, also grundsÃ¤tzlich auch
Zahlungen privater Versicherungsunternehmen (BSG vom 12. November 2008 â�� 
B 12 KR 6/08 R â�� SozR 4-2500 Â§ 229 Nr 7, Rn 16). Allerdings sollen solche
Einnahmen unberÃ¼cksichtigt bleiben, die nicht (unmittelbar) auf ein frÃ¼heres
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis oder auf eine frÃ¼here ErwerbstÃ¤tigkeit
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind, zB Einnahmen aufgrund betriebsfremder privater
Eigenvorsorge oder Einnahmen aus ererbtem VermÃ¶gen (BSG vom 25. Mai 2011
â�� B 12 P 1/09 R â�� juris Rn 14 mwN).

Ausgehend von diesen ErwÃ¤gungen hat das BSG die sog institutionelle
Abgrenzung entwickelt, die es regelmÃ¤Ã�ig ermÃ¶glicht, einen solchen
Zusammenhang typisierend festzustellen: Die Abgrenzung der beitragspflichtigen
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung iSd Â§Â 229 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 5
HSÂ 1 SGBÂ V hat gegenÃ¼ber den beitragsfreien sonstigen Leistungen aus
privaten Lebensversicherungen grundsÃ¤tzlich nach der Institution, die sie zahlt (zB
Pensionskasse, Â§Â 1b AbsÂ 3 BetrAVG; UnterstÃ¼tzungskasse, Â§Â 1b AbsÂ 4
BetrAVG73), bzw dem Versicherungstyp (Direktversicherung, Â§Â 1b AbsÂ 2
BetrAVG) zu erfolgen (Klaus Peters in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl, 
Â§Â 229 SGB V [Stand: 5. Oktober 2023], Rn 61). Dieselben MaÃ�stÃ¤be gelten
gemÃ¤Ã� Â§ 229 Abs 1 Satz 1 Nr 5 SGB V auch fÃ¼r Renten der Zusatzversorgung
im Ã¶ffentlichen Dienst, zu der insbesondere auch Renten der VBL zÃ¤hlen (Klaus
Peters, aaO, Rn 96).

Das Betriebsrentenrecht qualifiziert auch ausschlieÃ�lich arbeitnehmerfinanzierte
Leistungen einer Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung als betriebliche
Altersversorgung unter der Voraussetzung, dass die vom Arbeitnehmer
eingezahlten BeitrÃ¤ge von der Versorgungszusage des Arbeitgebers umfasst sind.
Es ist im Rahmen einer Typisierung nicht zu beanstanden, wenn das
Bundessozialgericht private BeitrÃ¤ge des Arbeitnehmers als betrieblich veranlasst
einstuft, solange der institutionelle Rahmen des Betriebsrentenrechts genutzt wird
(BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 27. Juni 2018Â â�� 1 BvR 100/15
Â â��, Rn 17, juris). Daher scheidet eine Differenzierung zwischen privater und
betrieblicher Altersversorgung allein nach der die VersicherungsbeitrÃ¤ge
finanzierenden Person aus. Es liegt mit der institutionellen Abgrenzung ein formal
einfach zu handhabendes Kriterium vor, das ohne RÃ¼ckgriff auf arbeitsrechtliche
Absprachen, insbesondere darauf, ob die vom Arbeitnehmer eingezahlten BeitrÃ¤ge
von der Versorgungszusage des Arbeitgebers umfasst waren, eine Abschichtung
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betrieblicher von privater Altersversorgung erlaubt (vgl BVerfGK 18, 4 ; BVerfG
aaO). Eine Pensionskasse wird in einem laufenden ArbeitsverhÃ¤ltnis
typischerweise zur ErfÃ¼llung einer Versorgungszusage des Arbeitgebers genutzt.
Eine Typisierung der Leistungen dieser Einrichtung, die auf BeitrÃ¤gen aus einem
bestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnis beruhen, als betrieblich veranlasst und die daraus
folgende Beitragspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung verstÃ¶Ã�t nicht
gegen Art 3 Abs 1 GG. Insbesondere praktische Belange der Verwaltung bei der
Frage, unter welchen Schwierigkeiten diese HÃ¤rte vermeidbar wÃ¤re, sind hier von
Gewicht (BVerfG aaO).

FÃ¼r die VBLextra-Rente der KlÃ¤gerin wurde der institutionelle Rahmen des
Betriebsrentenrechts jedoch verlassen bzw von Anfang an nicht genutzt. Zwar
handelt es sich bei der VBL um eine Zusatzversorgungskasse fÃ¼r BeschÃ¤ftigte im
Ã¶ffentlichen Dienst, die den BeschÃ¤ftigten der beteiligten Arbeitgeber im Rahmen
einer Pflichtversicherung eine betriebliche Altersversorgung gewÃ¤hrt; dies gilt
jedoch nur fÃ¼r die so genannte VBLklassik. In diesem System erwerben
Versicherte jÃ¤hrlich Versorgungspunkte, die bei Eintritt des Versicherungsfalls in
eine monatliche Rente umgerechnet werden. Versicherungsnehmer ist der
Arbeitgeber (Â§ 24 und Â§Â§ 36 ff der VBL-Satzung, abrufbar unter
file:///C:/Users/J043268/Downloads/VBL-Satzung. %2019.% 20%C3%84nderung.pdf).
Ã�ber die Beitragspflichtigkeit dieser Rente besteht zwischen den Beteiligten auch
kein Streit.

Der Vertrag Ã¼ber die freiwillige Versicherung VBLextra wurde demgegenÃ¼ber
allein zwischen der KlÃ¤gerin und der VBL geschlossen. Die KlÃ¤gerin ist sowohl
versicherte Person als auch Versicherungsnehmerin (Â§ 1 Abs 2 und 3 AVBextra 01
in der fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Vertrag geltenden Fassung, abrufbar unter
https://www.vbl.de/de/downloadcenter/freiwillige-
versicherung/-/document_library/gBDghoDBLaxJ/view/125001). Sie ist auch
Schuldnerin der BeitrÃ¤ge (Â§ 25 Abs 1 Satz 1 AVBextra). Der Arbeitgeber der
KlÃ¤gerin ist allein dahingehend involviert, dass er sich wÃ¤hrend der
Pflichtversicherungszeit der KlÃ¤gerin zur AbfÃ¼hrung der BeitrÃ¤ge an die VBL
bereit erklÃ¤rt hat. Dies galt jedoch wiederum nicht in Zeiten, in denen kein
Anspruch auf Arbeitsentgelt bestand und in denen sich die KlÃ¤gerin selbst zur
Weiterzahlung der BeitrÃ¤ge verpflichtet hatte (Â§ 25 Abs 1 Satz 2 und 3 AVBextra
iVm mit dem Versicherungsantrag). Diese bloÃ�e Regelung des Zahlungswegs war
weder mit einer Entgeltumwandlung noch mit einer anderen Art der
Versorgungszusage verbunden. Die VBLextra war in ihrem Fortbestand auch nicht
abhÃ¤ngig vom Fortbestand der Pflichtversicherung, sondern sie konnte nach
Beendigung der Pflichtversicherung fortgesetzt werden (Â§ 2a Abs 1 AVBextra).
Fehlt es aber insoweit an jeder relevanten Beteiligung des Arbeitgebers bei
Abschluss und Finanzierung eines Vertrages nach dem Modell VBLextra, fehlt ein
hinreichender AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r eine beitragsrechtliche Einordnung als
Leistung der betrieblichen Altersversorgung (ebenso LSG Sachsen-Anhalt, Urteil
vom 13. Juni 2019 â�� L 6 KR 109/18, juris Rn 34; Becker/Kingreen/Mecke, 8. Aufl.
2022, SGB V Â§ 229 Rn 9 Klaus Peters aaO, Rn 97, aA LSG Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 19. September 2019 â�� L 5 KR 130/19; SÃ¤chsisches LSG, Beschluss
vom 24. Januar 2018 â�� L 9 KR 642/17). Die Einzahlungen der KlÃ¤gerin auf diesen
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Vertrag unterschieden sich nur unwesentlich von Einzahlungen auf privat
abgeschlossene LebensversicherungsvertrÃ¤ge (siehe hierzu BVerfG aaO, Rn 18).

Diese Einordnung verbietet sich entgegen der Auffassung der Beklagten auch nicht
deshalb, weil der Zugang zu einer VBLextra-Versicherung allein Pflichtversicherten
der VBL offenstand. Der Zweck der Einrichtung schlieÃ�t die Betreibung privater
Altersvorsorge nicht aus, wie sich auch am Fortsetzungsrecht des Â§ 2a AVBextra
zeigt (siehe hierzu auch BVerfG aaO, Rn 19 f). 

Das Bundesverfassungsgericht hat das Verlassen des institutionellen Rahmens des
Betriebsrentenrechts in einem Fall angenommen, in dem der Versicherte nach Ende
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit der Pensionskasse einen Lebensversicherungsvertrag
ohne Beteiligung des Arbeitsgebers abschlieÃ�t oder einen bestehenden Vertrag
dahingehend Ã¤ndert und die Versicherungsleistungen selbst finanziert (BVerfG
aaO, Rn 21). Entsprechendes muss erst Recht gelten, wenn dem Vertrag von
Anfang an keine Versorgungszusage des Arbeitgebers zugrunde lag und dieser â��
lediglich unter dem Dach der VBL â�� gÃ¤nzlich ohne Beteiligung des Arbeitgebers
abgeschlossen und durchgefÃ¼hrt wurde (siehe auch LSG Sachsen-Anhalt, Urteil
vom 13. Juni 2019 â�� L 6 KR 109/18, juris Rn 37). Â 

Ohne Bedeutung ist schlieÃ�lich, dass die der KlÃ¤gerin gewÃ¤hrte Leistung in der
AVBextra sowie in der Satzung der VBL als â��Betriebsrenteâ�� bezeichnet wird
Denn die QualitÃ¤t solcher Leistungen ist ausschlieÃ�lich objektiv zu bestimmen
und der Disposition der Vertragsparteien insoweit entzogen (so zur Einordnung
eines betrieblichen â��Ruhegeldesâ�� BSG, Urteil vom 20. Juli 2017Â â�� B 12 KR
12/15 RÂ â��, BSGE 124, 20-26, SozR 4-2500 Â§Â 229 Nr 21, Rn 23; siehe auch
bereits Urteil des Senats vom 10. Oktober 2023 â�� L 16 KR 546/21).

Die Bewertung eines unabhÃ¤ngig von der Versorgungszusage abgeschlossenen
Vertrages stellt im Rahmen der Verwaltungspraxis schlieÃ�lich kein besonderes
Problem dar, da vor allem an die Stellung der KlÃ¤gerin als alleiniger
Vertragspartner angeknÃ¼pft wird. Ein RÃ¼ckgriff auf arbeitsrechtliche Absprachen
ist nicht erforderlich. Die Unterscheidung von betrieblicher und privater
Altersversorgung bei einem von der Versorgungszusage unabhÃ¤ngigen Vertrag
unter Ausschluss einer Beteiligung des Arbeitgebers ist fÃ¼r die Kranken- und
Pflegekassen ohne groÃ�en Aufwand nachvollziehbar und daher die HÃ¤rte der
Beitragspflicht ohne besondere Schwierigkeiten vermeidbar (Landessozialgericht
Sachsen-Anhalt, Urteil vom 13. Juni 2019Â â�� L 6 KR 109/18Â â��, Rn 40, juris).

Zu Recht hat das SG seine Entscheidung auch nicht lediglich auf die Zeit bis zum
31. Dezember 2017 beschrÃ¤nkt. Zwar haben die Beklagten zutreffend
ausgefÃ¼hrt, dass die VBL aufgrund der GesetzesÃ¤nderung des Â§ 229 Abs 1 Satz
1 Nr 5 SGB V zum 1. Januar 2018, wonach Leistungen aus AltersvorsorgevermÃ¶gen
im Sinne des Â§ 92 des Einkommenssteuergesetzes als Renten der betrieblichen
Altersversorgung auÃ�er Betracht bleiben, seit diesem Zeitpunkt auf die VBLextra-
Rente keine BeitrÃ¤ge mehr abfÃ¼hrt. Da die Beklagten ihren Bescheid vom 6. Mai
2016 aber nicht aufgehoben bzw zeitlich beschrÃ¤nkt hatten, bestand das
Erfordernis, Ã¼ber die Beitragsfreiheit auch ab dem 1. Januar 2018 zu entscheiden.
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Klarstellend war der Tenor des erstinstanzlichen Urteils jedoch dahingehend neu zu
fassen, als die Beitragsfreiheit der streitgegenstÃ¤ndlichen VBLextra-Rente lediglich
festzustellen war. Da die Beklagten keine BeitrÃ¤ge selbst festgesetzt hatten, wie
sie mit Schriftsatz vom 16. Februar 2023 auf Nachfrage des Gerichts mitgeteilt
haben, sondern mit Bescheid vom 6. Mai 2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. September 2017 lediglich eine Feststellung
getroffen haben, bestand fÃ¼r eine Aufhebung von Beitragsbescheiden kein Raum.
Der Tenor des SG ist in dieser Hinsicht nicht ganz eindeutig.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

Die Revision war gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG zuzulassen, da der Senat der
Frage nach der institutionellen Abgrenzung der betrieblichen Altersversorgung im
Falle privater VertrÃ¤ge unter dem Dach einer Zusatzversorgungskasse des
Ã¶ffentlichen Dienstes grundsÃ¤tzliche Bedeutung zumisst. Da der VBLextra-
Vertrag auch ohne die Inanspruchnahme der staatlichen FÃ¶rderung nach Â§ 10a
Abschnitt XI EStG (â��Riester-Renteâ��) abgeschlossen werden kann (siehe
â��Angaben zum Versicherungstarifâ�� im Antragsformular), ist die
KlÃ¤rungsbedÃ¼rftigkeit auch nicht mit der generellen Herausnahme von
Riesterrenten aus der Beitragspflichtigkeit zum 1. Januar 2018 (Â§ 229 Abs 1 Nr 5,
2. HS SGB V) entfallen.

Erstellt am: 23.04.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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